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Anzeigen

Zuschriften auf Chiffre-
Anzeigen senden Sie bitte 

unter Angabe der 
Chiffre-Nummer an 

Sabine Sperling
Satztechnik Meißen GmbH

01665 Nieschütz
Am Sand 1c

ZÄ, 30, 3 Jahre BE, sucht Beschäfti-
gung ab März 2009. Tel. 0173-3701353

Ich suche eine Stelle als Vorbereitungs-
assistentin im Raum MST, NB; 17 Mo-
nate BE vorhanden.
Tel. 03981/256353 o. 0174/9403002

Assistenzärztin/arzt für moderne Praxis
in HST gesucht. Chiffre 0737

Wir gratulieren
herzlich 
zum Geburtstag
Im Monat Januar und  
Februar vollenden

das 70. Lebensjahr
Dr. Gottfried Cornelissen 
(Rostock)
am 22. Januar,
Dr. Marie-Luise Steinhöfel 
(Kröpelin)
am 25. Januar,
Dr. Renate Gerbatsch 
(Ferdinandshof)
am 28. Januar,

das 65. Lebensjahr
Zahnärztin Barbara Tidow 
(Neukalen)
am 5. Februar,

das 60. Lebensjahr 
Zahnärztin Birgit Melchert  
(Wismar)
am 11. Januar,
Dr. Sylvia Schiefer (Wismar)
am 16. Januar,
Dr. Gisela Reichelt (Plate)
am 20. Januar,
Dr. Dagmar Stave  
(Warnemünde)
am 28. Januar,

das 50. Lebensjahr
Zahnarzt Gert Preuschmann 
(Woldegk)
am 9. Januar,
Zahnarzt Udo Klüss (Grabow)
am 10. Januar,
Dipl.-Stom. Wolfram Götze 
(Lübstorf)
am 14. Januar,
Dr. Heidrun Knöfel (Rostock)
am 24. Januar,
Dr. Jürgen Liebich  
(Neubrandenburg)
am 31. Januar,
Zahnarzt Andreas Ziemann 
(Altentreptow)
am 2. Februar und
Zahnärztin Sylvia Urbanek 
(Neubrandenburg)
am 4. Februar

Wir gratulieren herzlich 
und wünschen Gesundheit 
und Schaffenskraft.

Neben einem schuldhaften Behand-
lungsfehler kann auch eine Verlet-
zung (zahn-)ärztlicher Aufklärungs-

p f l i c h t e n 
Schadens-
e r s a t z a n -
sprüche des 
P a t i e n t e n 
a u s l ö s e n . 
Denn nach 
gefestigter 
Rechtspre-
chung er-
füllt auch 
der gebo-
tene, fach-
g e r e c h t 
ausgeführte 
ä r z t l i c h e 
Heileingriff 
den (Straf-)

Tatbestand einer Körperverletzung. 
Der Eingriff wird durch die wirk-
same Einwilligung des Patienten 
gerechtfertigt und damit rechtmä-
ßig. Voraussetzung einer wirksamen 
Einwilligung ist, dass der Patient bei 
Abgabe der Erklärung wusste, in was 
er einwilligt. Er muss also zumindest 
Art, Bedeutung, Ablauf und Folge 
des (zahn-)ärztlichen Eingriffs ken-
nen und verstehen. Dies bedeutet, 
dass der Zahnarzt den Patienten z. B. 
über die spezifischen Risiken des Ein-
griffs, über dessen Verlauf, die wei-
tere Verhaltensweise, aber auch über 
mögliche Behandlungsalternativen 
aufklären muss. 

Das Oberlandesgericht Oldenburg 
hat durch Urteil vom 14.11.2007 ent-
schieden, dass, wenn eine zahnprothe-
tische Behandlungsalternative (hier 
Teleskopprothese gegenüber Modell-

gussprothese) höhere Erfolgschancen 
bietet, der Zahnarzt einen Kassen-
patienten auch auf die Möglichkeit 
hinweisen muss, gegen Zahlung eines 
höheren Eigenanteils eine zahnpro-
thetische Versorgung zu wählen, die 
über den für gesetzlich Versicherte als 
Regelversorgung vorgesehenen Stan-
dard hinausgeht. Danach ist es allein 
Sache des Patienten zu entscheiden, 
welche Versorgung er sich leisten 
kann oder will. In dem konkreten Fall 
hatte der Sachverständige ausgeführt, 
dass die von dem beklagten Zahnarzt 
gefertigte Modellgussprothese bei der 
Zahnsituation der klagenden Patien-
tin die Regelversorgung der gesetz-
lichen Krankenkasse sei. Es handele 
sich um eine besonders einfache und 
kostengünstige Maßnahme, um die 
fehlenden Zähne zu ersetzen. Sie 
weise allerdings gegenüber einer Te-
leskopprothese erhebliche Nachteile 
auf. Das Gericht hat in seiner Urteils-
begründung festgestellt, dass dem 
beklagten Zahnarzt ein zahnärztlicher 
Behandlungsfehler nicht vorzuwer-
fen ist. Die Modellgussprothese ist 
ordnungsgemäß und fachgerecht ge-
fertigt. Der Zahnarzt sei allerdings 
verpflichtet gewesen, auch  auf die 
Möglichkeit einer kostenintensiveren 
Teleskopprothese hinzuweisen. In 
dem geschilderten Verfahren hat der 
Zahnarzt beweisen können, die Pati-
entin über die mögliche Alternative 
einer Teleskopprothese aufgeklärt zu 
haben. Im Ergebnis hat das Oberlan-
desgericht Oldenburg daher das Urteil 
des erstinstanzlichen Landgerichts 
Oldenburg bestätigt, das die Klage als 
unbegründet abgewiesen hat. 

Rechtsanwalt Peter Ihle
Hauptgeschäftsführer ZÄK M-V

Beratungspflicht über GKV-
Standard hinaus 

Peter Ihle


